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der gleichen Zeit in der Deutschen Demokratischen Republik 
erzielt worden wäre.

(8) Liegen im Berechnungszeitraum Zeiten einer versiche­
rungspflichtigen Tätigkeit in der Bundesrepublik Deutsch­
land bzw. in Westberlin, gelten die für diese Zeiten nachge­
wiesenen Verdienste bis zur Höhe von 600 M monatlich als 
beitragspflichtige Verdienste.

Zu §§ 5, 24 und § 44 Abs. 1 der Verordnung:

§12

Der Teil des Verdienstes, der \den Betrag von 600 M monat­
lich übersteigt, wird bei der Berechnung des Durchschnitts­
verdienstes nicht berücksichtigt.

Zu § 5 Abs. 1 Buchst, а der Verordnung:

§13

(1) Wird die yersicherungspflichtige Tätigkeit über den 
Rentenbeginn hinaus fortgesetzt, gilt für die Berechnung der 
Rente als Beendigung der versicherungspflichtigen Tätigkeit 
der Tag vor Beginn der Zahlung der Rente.

(2) Endet die letzte versicherungspflichtige Tätigkeit mit 
Ablauf eines Kalenderjahres, wird dieses Jahr in den Zeit­
raum der letzten 20 Kalenderjahre einbezogen.

(3) Wurden im Berechnungszeitraum für weniger als 
12 Kalendermonate beitragspflichtige Verdienste erzielt, ist 
der auf einen Kalendertag entfallende Verdienst zu ermit­
teln und danach der monatliche Durchschnittsverdienst zu er­
rechnen, wobei jeweils der Monat mit 30 Tagen zugrunde zu 
legen ist.

Zu § 5 Abs. 1 Buchst, a, § 24 Abs. 1 und § 44 Abs. 1 Buchst, a 
der Verordnung:

§14

(1) Bei der Ermittlung des beitragspflichtigen monatlichen 
Durchschnittsverdienstes ist der monatliche Lohnzuschlag ge­
mäß Lohnzuschlags Verordnung vom 28. Mai 1958 (GBl. I 
Nr. 34 S. 417) bis zur Höhe der Differenz zwischen dem bei­
tragspflichtigen monatlichen Verdienst und 600 M monatlich 
zu berücksichtigen.

(2) Der ermittelte beitragspflichtige monatliche Durch­
schnittsverdienst ist auf volle Mark aufzurunden.

Zu §§ 7 und 14 der Verordnung:

§15

Zurechnungszeiten für Arbeitslosigkeit sind auf volle Jahre 
aufzurunden, soweit die vollen Jahre um mehr als 6 Monate 
überschritten werden.

Zu § 8 Abs. 1 der Verordnung:

§ 16

(1) Bei der Prüfung, ob der Verdienst um zwei Drittel ge­
mindert ist, wird der Verdienst des Rentners zum Zeitpunkt 
der Feststellung

a) dem vor Eintritt der Invalidität vom Rentner erzielten 
Verdienst oder, wenn es für den Rentner günstiger ist,

b) dem derzeitigen Verdienst eines Werktätigen mit vollem 
Leistungsvermögen in dem vom Rentner
— vor Eintritt der Invalidität ausgeübten Beruf bzw.
— gegenwärtig ausgeübten Beruf

gegenübergestellt. Wird nachgewiesen, daß der vor Eintritt 
der Invalidität erzielte Verdienst durch Krankheit gemindert 
war, so wird der vorher in einem längeren Zeitraum erzielte 
Verdienst gegenübergestellt.

(2) Bei selbständig Erwerbstätigen liegt eine Minderung 
des Verdienstes um mindestens zwei Drittel vor, wenn das 
beitragspflichtige Einkommen ein Drittel des Verdienstes 
eines gleichartig beschäftigten Werktätigen in der volkseige­
nen Wirtschaft nicht übersteigt.

Zu § 8 Abs. 3 der Verordnung:

§17

(1) Für Empfänger eines Blinden- oder Sonderpflegegeldes, 
die eine Rente wegen Invalidität erhalten und während die­
ser Zeit eine versicherungspflichtige Tätigkeit ausüben, 
erfolgt bei Erreichen des Rentenalters eine Neuberechnung 
der Rente unter Berücksichtigung dieser versicherungspflich­
tigen Tätigkeit. Der in dieser Zeit erzielte Verdienst bis 
600 M monatlich bzw. 7 200 M jährlich wird bei der Errech­
nung des Durchschnittsverdienstes berücksichtigt, wenn es 
für den Rentner günstiger ist.

(2) Eine Neuberechnung der Rente gemäß Abs. 1 erfolgt 
auch, wenn der Rentner vor Erreichen der Altersgrenze we­
gen Verschlimmerung des Leidens oder anderer Krankheiten 
für längere Zeit oder dauernd seine bisherige Tätigkeit be­
endet, sowie bei Tod des Rentners für dessen Hinterbliebene. 
Bei Anspruch auf Geldleistungen der Sozialversicherung we­
gen Arbeitsunfähigkeit erfolgt die Neuberechnung frühestens 
ab Wegfall dieses Anspruches.

Zu §§ 9,10,11,12 und 13 der Verordnung:

§18

(1) Als Zeitpunkt des Eintritts der Invalidität gilt der Tag, 
an dem durch ärztliche Begutachtung die Invalidität festge­
stellt wurde.

(2) Bei Bezug von Geldleistungen der Sozialversicherung 
wegen Arbeitsunfähigkeit ist die ärztliche Begutachtung zu 
dem Zeitpunkt vorzunehmen, zu dem auf Grund des erhobe­
nen Krankheitsbefundes feststeht, daß unter Berücksichti­
gung aller Erkenntnisse der medizinischen Wissenschaft mit 
der Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit bis zum Ablauf 
der 78. Woche der Arbeitsunfähigkeit nicht zu rechnen ist.

Zu § 9 der Verordnung:
§19

Bei der Berechnung der erforderlichen Zeit einer versiche­
rungspflichtigen Tätigkeit für den Anspruch auf Invaliden­
rente bleiben die volle Monate übersteigenden„.Tage unbe­
rücksichtigt.

Zu §§ 9 und 10 der Verordnung:

§20

Bei der Feststellung des Anspruchs auf Invalidenrente sind 
die im nachfolgenden § 21 Abs. 1 genannten Zeiten vom mög­
lichen Kalenderzeitraum einer versicherungspflichtigen Tätig­
keit abzusetzen.

Zu § 9 Abs. 1 Buchst, а der Verordnung:

§21

(1) Folgende Zeiten gelten nicht als Unterbrechung der 
Zeit einer ununterbrochenen 5jährigen versicherungspflichti­
gen Tätigkeit:

a) Zeiten, in denen das Kind einer Frau unter 3 Jahre oder 
2 Kinder unter 8 Jahre alt waren,


